
Abschrift 

16 C 103/18 Verkündet am 11.07.2018 

••• Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin der 
Geschäft~telle 

Amtsgericht Gummersbac~ 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

In dem Rechtsstreit 

der Lorraine Media GmbH, vertreten durch die Geschäftsführerin 

Hauptstr. 117, 10827 Berlin, 

P rozessbevo II m ächtigter: 

gegen 

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt 

hat das Amtsgericht Gummersbach 

Klägerin, 

Beklagten, 

im vereinfachten Verfahren gemäß § 495a ZPO ohne mündliche Verhandlung am 

11.07.2018 
durch den Richter __ 

für Recht erkannt: 

1. Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 598,00 € nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 17.09.2015 

zu zahlen. 

2. Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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Ohne Tatbestand (gemäß § 313a Abs. 1 ZPO). 

Entscheidungsgründe: 

Die zulässige Klage ist aufgrund des gemeinsamen Vertrags der Parteien vom 

06.09.2015 über das Leistungspaket "Styleshooting & ModelsWeek" für den ersten 

Jahreszeitraum über 598,00 € begründet. 

Das Gericht geht davon aus und konnte sich aufgrund eigener Inaugenscheinnahme 

davon überzeugen, dass die Klägerin ihre Leistung, wie die einfache Internetabfrage 

ergibt, erbracht hat. Der Vortrag des Beklagten, er habe mehrfach versucht, die 

Anzeige im tnternet unter den angegebenen Internet-Domains zu finden, was ihm bis 

heute nicht gelungen sei und er habe die Klägerin mehrfach aufgefordert ihm 

mitzuteilen, ob und in welcher Weise er die Leistungserbringung überprüfen kann, ist 

unsubstantiiert und daher im Ergebnis unbeachtlich. 

Es mag vielfältige Gründe geben, warum das Abrufen einer Ziel-Domain nicht gelingt. 

Von der Abrufbarkeit der Anzeige des Beklagten konnte sich das Gericht selbst 

überzeugen. Dass der Beklagte die Klägerin aufgefordert hat ihm mitzuteilen, wie er 

die erbrachte Leistung überprüfen könne, hat er weder dargelegt noch bewiesen. 

Des Weiteren teilt die Klägerin ihren Kunden beispielsweise über Ziff. 18 der FAQ auf 

der Internetseite www.models-week.de mit, wie dieser seine Anzeige einsehen kann. 

Die insofern erforderlich einzugebende Anzeigenummer ergab sich bereits aus dem 

als Anlage K1 zu den Gerichtsakten gereichten Anzeigenauftrag . 

Die von der Klägerin für ihre Leistung geforderte Gegenleistung in Höhe von 598,00 

€ ist auch nicht gemäß § 138 BGB sittenwidrig . Nicht jedes Missverhältnis zwischen 

Leistung und Gegenleistung - auch nicht jedes unbillig erscheinende Missverhältnis 

- führt zur Sittenwidrigkeit eines Rechtsgeschäfts (BGH WM 1982, 849). Um als 

Sittenwidrigkeitselement in Betracht zu kommen, muss ein Leistungsmissverhältnis 

ein auffälliges - mit anderen Worten: ein grobes - sein . Um zu ermitteln, ob dies der 

Fall ist, sind die Interessen der Parteien gegenüber zu stellen und in einer 

Gesamtschau zu bewerten. 

Der Gesamtpreis für die Anfertigung einer digitalen Fotoserie in Höhe von 328,12 € 

ist bei einer entsprechenden Gesamtschau nicht zu beanstanden. Entsprechend des 

Anzeigenauftrags umfasste des Leistungsangebot der Klägerin die Vorbereitung auf 
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ein Indoor-Fotoshooting durch eine Visagistin, die Anfertigung einer Fotoserie mit 15 

Bildern, die Auswahl von fünf Bildern sowie die abschließende Bildbearbeitung. Wie 

sich bereits aus den von der Klägerin vorgelegten Vergleichsangeboten zeigt, 

bestehen auf dem Gebiet der professionellen Portrait-Fotografie erhebliche 

Preisunterschiede, die ersichtlich auch von dem jeweiligen Leistungsumfang 

abhängen. Dass insofern nicht sämtliche Vergleichsangebote das Leistungsangebot 

der Klägerin abdecken, wie der Beklagte rügt, ist insofern unschädlich. Die 

angesetzten Minimalvergütungen rangieren in sämtlichen Angeboten in einem 

Bereich um 150,00 €. Hinzu kommt im Leistungspaket der Klägerin die Vorbereitung 

durch eine Visagistin, die gerichtsbekannt für eine professionelle anlassbezogene 

Vorbereitung einen Betrag von mindestens 100,00 € beansprucht. Hinzuzusetzen 

sind mit der Argumentation des Beklagten mindestens weitere 50,00 € für die 

Bildbearbeitung, wobei das Gericht entgegen der Auffassung des Beklagten von 

einem deutlich höheren Aufwand ausgeht. Den weiteren Zeitaufwand für die 

Erstellung von mindestens 15 Bildern und die Auswahl von fünf Bildern schätzt das 

Gericht gemäß § 287 ZPO auf mindestens 28,12 €. 

Auch die von der Klägerin weiter beanspruchten 269,88 € für das erste Jahr der 

Veröffentlichung sind bei einer Gesamtschau unter Berücksichtigung von Leistung 

und Gegenleistung nicht zu beanstanden. Insbesondere auf Seiten des Beklagten ist 

insoweit zu berücksichtigen, dass diesem durch die Klägerin - unstreitig - die 

Verwertungsrechte an den angefertigten Lichtbildern übertragen werden. Alleine 

diese Verwertungsrechte stellen einen erheblichen Wert auf Seiten des Beklagten 

dar. Weiter muss berücksichtigt werden, dass der Beklagte den Anzeigenauftrag in 

der Erwartung des Erhalts von Aufträgen durch Dritte erteilte. Auf S. 1 des 

Anzeigenauftrags zeigt sich, dass der Beklagte sich als Fotomodel, Filmmodel und 

für Werbefotografie anbieten wollte. Im Falle einer Beauftragung durch einen 

Interessenten, hätte der Beklagte durch die Tätigkeit der Klägerin erheblich profitiert. 

Etwaige Anfragen hätte die Klägerin an den Beklagten weitergeJeitet. Dies war 

ebenfalls Teil des klägerischen Leistungspakets. Dass der Beklagte tatsächlich bis 

zum heutigen Tage nicht beauftragt wurde, mag verschiedene Gründe haben, ist für 

den hier zu entscheidenden Rechtsstreit jedoch ohne Belang. Insbesondere einen 

Agenturvertrag haben die Parteien gerade nicht geschlossen. 
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Die Nebenentscheidungen beruhen auf den §§ 91 Abs. 1, 708 Nr. 11, 711, 713 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen dieses Urteil ist das Rechtsmittel der Berufung für jeden zulässig, der durch 

dieses Urteil in seinen Rechten benachteiligt ist, 

1. wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 600,00 EUR übersteigt oder 

2. wenn die Berufung in dem Urteil durch das Amtsgericht zugelassen worden ist. 

Die Berufung muss innerhalb einer Notfrist von einem Monat nach Zustellung 

dieses Urteils schriftlich bei dem Landgericht Köln, Luxemburger Str. 101, 50939 

Köln, eingegangen sein. Die Berufungsschrift muss die Bezeichnung des Urteils, 

gegen das die Berufung gerichtet wird, sowie die Erklärung, dass gegen dieses Urteil 

Berufung eingelegt werde, enthalten. 

Die Berufung ist, sofern nicht bereits in der Berufungsschrift erfolgt, binnen zwei 

Monaten nach Zustellung dieses Urteils schriftlich,gegenüber dem Landgericht Köln 

zu begründen. 

Die Parteien müssen sich vor dem Landgericht Köln durch einen Rechtsanwalt 

vertreten lassen, insbesondere müssen die Berufungs- und die 

Berufungsbegründungsschrift vbn einem solchen unterzeichnet sein. 

Mit der Berufungsschrift soll eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift des 

angefochtenen Urteils vorgelegt werden. 

-


